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DieFädenliefeninAarau
undBruggzusammen
FürdieAbstimmungüberdasFrauenstimmrecht imFebruar 1971 spieltederAargaueine zentraleRolle.Hier befanden sich
dieHauptquartiere sowohlderPro- als auchderKontra-Gruppierungen fürdie gesamteDeutschschweiz: InAaraudesignte
unddrucktedieTrübAGdiePlakatederPro-Kampagne, ausBruggwurdedieGegnerschaft koordiniert.

Annina Sandmeier-Walt
und RuthWiederkehr

Ist vomKampf umsFrauenstimmrecht
in der Schweiz die Rede, so begegnet
man den eindrücklichen Bildern von
FackelzügenundKundgebungen inZü-
rich undBern. Engagierte Frauen spra-
chen über verwehrte Rechte und von
derDringlichkeit diesesDemokratisie-
rungsschrittes. Die grossen Städte, so
scheint es,warenhier federführendund
tonangebend.

Der öffentliche Protest war imAar-
gau weniger laut und präsent. Im
Gegenteil, Protestaktionen mit Plaka-
tenundRufbotschaftenbegegneteman
mit Skepsis und hielt sie gar für kontra-
produktiv. «Gut gemeint, falsch durch-
geführt» war das Urteil des «Aargauer
Tagblatts» vom 1. Februar zu einer
Demonstration in Brugg. Mehrheitlich
Minderjährigehätten sich fürdasFrau-
enstimmrecht eingesetzt – ein «Aus-
druck jugendlichenÜbermuts»!

AaraualsZentrumder schweizeri-
schenPlakatkampagne
Was bislang allerdings kaum bekannt
ist:DieFädenderdurchdieParteienge-
tragenengrosseneidgenössischenPro-
Kampagne für die Abstimmung am
7. Februar 1971 liefen in der Druckerei
Trüb inAarau zusammen.Dortwurden
rund 8000 Plakate gestaltet und ge-
druckt, die den Stimmbürgern das An-
liegen im öffentlichen Raum schmack-
haftmachen sollten. Die Redewar von

einer«mittlereneidgenössischenKam-
pagne»mit einemBudget von350000
bis 400000 Franken, vor allem von
Privatwirtschaft und Verbänden ge-
sponsert.

Das Schweizer Fernsehen beurteil-
tedieTrüb’scheKampagneals«boden-
ständig».Das bekannteste Plakat zeig-
te einenBlumenstraussunddenSlogan
«Für unsere Frauen ein herzliches JA»,
andere Werbemittel betonten den be-
währtenWert einer gleichberechtigten
Partnerschaft vonMannundFrau oder
zeigtendenSlogan«DieSchweizerFrau
verdient ein Ja»: Die Kampagne ver-
band geschickt Emotion undVernunft.
Von Aarau aus gelangte die Werbung,
darunter auchZeitungsinserate, vor al-
lem in jeneKantone, in denen eine Ab-
lehnung der Vorlage befürchtet wurde.
Dazu gehörte auch der Aargau.

WenigeGegner inder
Öffentlichkeit
Dennnicht nur diePro-Kampagnehat-
te ihre Zentrale im Aargau. Der Präsi-
dent des «EidgenössischenAktionsko-
mitees gegen das Frauenstimmrecht»
war der Brugger Fürsprech und FDP-
Mitglied Markus Herzig. Dieser enga-
gierte sich bereits in seiner Studenten-
zeit in den 1960er-Jahren gegen das
Wahl- und Stimmrecht für Frauen. So
luder 1966alsPräsidentderOrtspartei
dieBernerinGertrudHaldimann-Weiss
nach Brugg ein. Sie war eine bekannte
Gegnerin und präsidierte den «Bund
Schweizer Frauen gegen das Frauen-
stimmrecht».GenaudieseVereinigung
schliesslich setzte für die Abstimmung
fünf Jahre später auf einMänner-Komi-
tee. Haldimann-Weiss und ihre Kolle-
ginnen fanden für das Präsidium in
MarkusHerzig dengewünschten«jun-
genMann».AusderKorrespondenzvon
Haldimann-Weissgehthervor, dass sich
diese Suche schwierig gestaltet hatte.
ImmerwenigerMännerwollten sichöf-
fentlich gegen das Frauenstimmrecht
engagieren.

KeineUnterstützungvonParteien
undParlamentariern
AndersalsdiePro-Kampagnewarendie
Gegnerinnen und Gegner nicht mit
einer professionellenWerbekampagne

auf Stimmenfang; die vorhandenen
Mittel erlaubten lediglichArtikeldiens-
te und Podiumsgespräche. Herzig ma-
nagtedieKampagnezusammenmit an-
deren Engagierten von zu Hause aus,
stand abermit der Gegnerschaft in der
ganzen Schweiz inVerbindung. Siewa-
ren überzeugt, für eine «schweigende
Mehrheit»derFrauenundMänner ein-
zutreten. Keine der grossen Parteien,
keine eidgenössischen Parlamentarier
und keine Konsumentenverbände
unterstützten diese Kampagne.

Im Aargau stimmten schliesslich
knapp über 50Prozent derMänner für
das eidgenössische und fast 52 Prozent
derMänner für das kantonale Stimm-
undWahlrecht für Frauen.

In den Städtenmachten die Befür-
worter die deutlicheMehrheit aus, an-
dernorts waren sie in der Minderheit.
In Hilfikon im Freiamt beispielsweise
legte am 7. Februar 1971 nur ein einzi-
gerMann ein Ja in die Urne.

Die Rolle von Frauen in der Gesell-
schaft aber sollte dies nicht gross än-

dern. So titeltedas«AargauerTagblatt»
kurz vorderAbstimmungzwar, dieZeit
fürs Frauenstimmrecht sei «überreif»,
doch schrieb auch: «Niemandwird be-
streiten, dassdieFraudurch ihrenatür-
liche Bestimmung, sofern sie verheira-
tet ist, ansHaus gebunden ist.»

Die Autorinnen: Die Historikerinnen
Ruth Wiederkehr und Annina Sand-
meier-Walt erforschen für Zeitge-
schichte Aargau unter anderem die
Themenbereiche Kultur und Freizeit.

Meinungen VorderAbstimmungüber
die Einführung des Frauenstimm-
rechts auf nationaler und kantonaler
Ebeneam7. Februar 1971 ginges inden
LeserbriefspaltenderAargauerZeitun-
genhoch zuundher. Viele lehnten sich
gar so weit aus dem Fenster, dass sie
ihreMeinunganonympublizieren lies-
sen. Eine Auswahl der pointiertesten
Aussagen, gesammelt in den Archiv-
bänden von «Aargauer Tagblatt» und
«Badener Tagblatt». (ksc)

«Sie sollten sich im Falle einer Annah-
mewirklich keine grauenHaarewach-

sen lassen:DieMännerherrschaft gerät
durch die bloss politische Gleichstel-
lung der Frau nicht insWanken. Denn
die Frauwirdweiterhin unterdrückt.»

Susanne Ischi

«Ist es richtig, dass die Schweiz bis
heute der europäischen Menschen-
rechtskonventionnicht beitretenkonn-
te,weil unsere verfassungsrechtlichen
Vorbehalte, vor allem auch unser feh-
lendesErwachsenenstimm-und -wahl-
recht, zu gross waren und zu schwer
wogen?»

Dr. Peter Grünig, Nationalrat, Baden

«SolangeunsnämlichdieFrauenselbst
nicht eindeutig überzeugen können,
dass sie dieses Frauenstimmrecht und
dieGleichberechtigung in allenBelan-
gen wollen, so langen sollten wir aus
Respekt vor diesen Frauen nicht dafür
zuhabensein.EskämeeinerVergewal-
tigunggleich, unddieswäre ja schliess-
lich strafbar.»

FritzWeibel, Grossrat, Wettingen

«Die Männer wollen uns das Stimm-
recht ausGerechtigkeitsgefühl geben.
Es ist an uns Frauen, es abzulehnen.
Denn Politik ist Kriegmit andernMit-

teln. Frauensache ist es, zu trösten, zu
heilen und zu verbinden, Frieden zu
stiften, im Kleinen. Der Friede wird
nicht durch uns in der Politik Einzug
halten, sondern die Politik wird den
Frieden aus uns heraustragen.»

Alice Streit

«SolltenunaberdasFrauenstimmrecht
angenommen werden, müssten die
Frauen sichvermehrtmitPolitik befas-
sen, Vorträge und Staatsbürgerkurse
besuchen, um den Männern ebenbür-
tig, immer auf demLaufenden zu sein.
Bestimmt würde das für manche eine

«Frauensache ist es, zu trösten, zu heilen»
Mehrbelastung bedeuten.Die Familie,
jadasganzeHauswesenundbesonders
die Kinder hätten darunter zu leiden.»

K.Sch., Othmarsingen

«Warum ich das Frauenstimmrecht
besonders gern nicht haben möchte?
Weil ich die Forderung nach der poli-
tischen Gleichstellung der Frau als
grosse Gefahr für die weitere Funk-
tionsfähigkeit der direkten Demokra-
tie betrachte.»
Gertrud Haldimann-Weiss, Bern,
«Bund der Schweizerinnen gegen das
Frauenstimmrecht»

Zeitungsinserat für ein Ja am 7. Februar
1971. Bild: zvg

Frauen posieren in Zürich mit Abstimmungsplakaten zum Frauenstimmrecht, darunter links ein Plakat aus der Aarauer
Druckerei Trüb für die eidgenössische Ja-Kampagne, in derMitte dasPlakat für die aargauische Ja-Kampagne aus der Buch-
druckerei AG Baden. Bild: Keystone

Film zum Frauenstimmrecht
im Aargau

«Zeitgeschichte Aargau» dokumentiert
den langenWeg der Aargauer Frauen in
Politik und Gesellschaft auch in einem
Dokumentarfilm. Stéphanie Mörikofer,
erste Regierungsrätin des Kantons Aar-
gau (FDP), Doris Stump, ersteWettinger
Gemeinderätin und erste Aargauer
Europarätin (SP), und Doris Leuthard,
erste Aargauer Bundesrätin (CVP), teilen
ihre Erinnerungen. Der Film erscheint
im Sommer 2021. (az)
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Die Plakate der Aarauer Firma Trüb für die eidgenössischePro-Frauenstimmrechts-
Kampagne werden im öffentlichen Raum aufgehängt. Bild: SRF

VonMännern fürMänner:Mitarbeiter der FirmaTrüb in Aarau beraten über die Sujets
der Abstimmungsplakate. Bild: SRF

Ein Grafiker der Aarauer Firma Trüb erstellt ein Abstimmungsplakat für die eidge-
nössische Pro-Kampagne. Für die Sujets setzte man auf «Bewährtes», das eine
«freundliche Grundstimmung» erzeugen sollte. Bild: SRF
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«Und gerade jetzt, wo die Demokratie
immer anspruchsvoller wird, soll das
Frauenstimmrecht eingeführtwerden?
Ja, gerade jetzt.»

Alt-Regierungsrat Kurt Kim

«Warum ich zum Frauenstimmrecht
Nein sage? Weil bis heute der Beweis
fehlt, dassdieMehrheit derFrauendie-
ses Recht will.» W.F., Aarau

«EineberufstätigeEhefrauundMutter
wirdnicht diskriminiert,wenn sienicht
zu einerDiskriminierungAnlass gibt.»

Olga Z., Aarau

ZweiVolg-Filialenausgeraubt:
PolizeihatdenTätergefasst
EinMann aus demKanton Bern hat die Volg-Filialen in
Villnachern undGebenstorf ausgeraubt. Er ist geständig.

Verhaftet Am 27. November
2020und22. Januar 2021über-
fiel ein auffällig gekleideter Tä-
ter die Volg-Filialen in Villna-
chern und Gebenstorf und er-
beutete insgesamt mehrere
tausendFranken.Umfangreiche
Ermittlungen der Kantonspoli-
zei Aargau haben inzwischen
zur Festnahme eines 39-jähri-
gen Portugiesen aus dem Kan-
ton Bern geführt. Das teilt die
Staatsanwaltschaft Aargaumit.

Die Staatsanwaltschaft
Brugg-ZurzachhatgegendenBe-
schuldigten ein Verfahren eröff-
net wegen mehrfachen qualifi-

ziertenRaubes.Dies,weilderBe-
schuldigtebeibeidenÜberfällen
einMessermitsichgeführthatte.

Der 39-Jährige ist geständig,
die Volg-Filialen in Villnachern
undGebenstorfüberfallenzuha-
ben. Zumweiteren Aussagever-
halten macht die Staatsanwalt-
schaft aufgrund der laufenden
UntersuchungkeineAngaben.

Das Zwangsmassnahmen-
gericht hat den Antrag der
Staatsanwaltschaft Brugg-Zur-
zach inzwischen gutgeheissen
und Untersuchungshaft für die
vorläufigeDauervondreiMona-
ten angeordnet. (az)

Nachrichten
VelofahrerweichtAuto
ausundverunfallt

Gränichen AmDienstabend ist
inGränicheneinVelofahrer ver-
unfallt. Er wurde von einem
Auto überholt. Als er auswich,
fuhr er in ein am Strassenrand
parkiertes Auto. Er stürzte und
verletzte sich. Der Fahrer des
schwarzen Kombis fuhr weiter
undwird gesucht. (az)

PsychiatrischeDienste
habenneueHR-Leiterin

Führungswechsel DiePsychia-
trischenDiensteAargaubekom-
men eine neueHR-Leiterin: Al-
fonsinaSchibler ersetztBarbara
Bourouba, die das Unterneh-
men auf eigenen Wunsch ver-
lässt. Schibler wird auch Mit-
glied derGeschäftsleitung. (az)

«KeineHinweise für
AbflussvonKnow-
hownachChina»
Paul-Scherrer-Institut bestreitet Forschungsspionage vonChinesen –
Kanton förderte die Protonentherapiemit 26Millionen Franken.

Fabian Hägler

Fast das gesamte Wissen des
Paul-Scherrer-Instituts (PSI) zur
Protonentherapie sei mittler-
weile in China gelandet. Das
sagte ein ETH-Professor zum
Abzug von Know-how aus der
Forschungsstätte in Villigen ins
ReichderMitte (AZvongestern
Mittwoch). Unternehmer Hugo
Schär, der mit seiner Firma die
hochkomplexenTherapiegeräte
baute und am PSI ein und aus
ging, berichtete von negativen
Erfahrungen mit seinen chine-
sischen Geschäftspartnern. Er
habe rasch realisiert, dass den
Chinesennurdarangelegenge-
wesen sei, Know-how abzuzü-
geln. «Alles wurde gehackt»,
sagte Schär und fügte hinzu, er
sei hintergangenworden.

PSI:Keinepatentierte
Forschungabgeflossen
PSI-Mediensprecherin Mirjam
vanDaalenwiderspricht, als die
AZ sie mit der Kritik konfron-
tiert: «Wir teilen die Aussagen
desArtikels nicht,weder inhalt-
lich noch bezüglich der benutz-
ten Stereotype.» Damit meint
sie die Annahme, dass China
nur auf «Abzügeln» von westli-
chemKnow-how aus sei.

Van Daalen hält ausdrück-
lich fest: «Wir haben keinerlei
Hinweise darauf, dass patent-
geschütztes Know-how ausser-
halb einer Lizenzvereinbarung
nach China geflossen ist.» For-
schungsergebnissedesPSIwer-
den laut der Sprecherin mit Pa-
tenten geschützt, «wenn eine
Patentierung möglich ist und
eine kommerzielle Umsetzung
realistisch erscheint».

Interessierte könnten dann
Lizenzen für die kommerzielle
Nutzung der Ergebnisse erwer-
ben. Auch das Protonenthera-
piewissen des PSI, das laut der
Sprecherin durch Patente ge-

schützt ist, «steht jedemzurVer-
fügung, der die betreffenden
Lizenzen dafür kauft».

Protonentherapie:China
zahltekeineFörderbeiträge
NichtpatentierteErgebnisse zur
Protonentherapiewürdenpubli-
ziertundstündender internatio-
nalen Forschergemeinde dann
für weitere Studien zur Verfü-
gung, ergänzt van Daalen. Der
Austausch wissenschaftlicher
Ergebnisse zwischen Institutio-
nen und über Grenzen hinweg
sei Basis für eine fortlaufende
erfolgreiche wissenschaftliche
Zusammenarbeit.

DieVoraussetzungen fürdie
Nutzungpatentierbarer techno-
logischer Entwicklungen seien
für alle PSI-Projekte klar defi-
niert, sagt vanDaalen.Diespas-
siere entweder direkt über die
Arbeitsverträge der einzelnen
Wissenschaftler oder nach den
Bedingungen der Projektfinan-
zierung. «Je nach Finanzie-
rungsquelle kann dies dann zu
gemeinsamem oder alleinigem
geistigen Eigentum führen»,
sagt die Sprecherin.Das PSI hat
laut van Daalen keine Beiträge
ausChina fürdieFörderungder
Protonentherapie erhalten.

Kanton förderteProjekt
mit 26MillionenFranken
Aus Peking floss also kein Geld
nach Villigen, aus Aarau schon.
Der Kanton hat sich massgeb-
lich am Ambulatorium für Pro-
tonentherapie beteiligt. Insge-
samtflossen26MillionenFran-
ken vomKanton für das Projekt
ans PSI. Im Sommer 2008
sprach der Regierungsrat 20
Millionen Franken aus dem
Swisslos-Fonds, im Jahr 2006
gab es einen Beitrag von einer
Million, im Jahr 2000 ein Dar-
lehen von fünfMillionen.

Das PSI ist keine kantonale
Institution, sondern eineAbtei-

lung der ETH, die einen Gross-
teil ihres Budgets aus Bundes-
gelderndeckt (sieheBoxunten).
Der Kanton pflegt laut Regie-
rungssprecherPeterBuri jedoch
«indiversenBereichenpartner-
schaftliche Beziehungen zum
PSIundunterstützt diesespunk-
tuell bei der Realisierung von
ProjektenundVorhaben,die für
denStandortkantonAargauvon
Bedeutung undNutzen sind».

Dass nun Forschungsergeb-
nisse nach China gelangt sein
sollen, die mit Millionenunter-
stützung des Kantons erzielt
wurden, kommentiertBuri nicht
direkt. Sicherheitsfragen zum
Know-how-Transfer undMass-
nahmengegenWerks-,Wissen-
schafts- oder Forschungsspio-
nage seien Sache des PSI bezie-
hungsweise der ETH und des
Bundes.DieRegierunggeht laut
Buri davonaus, dassdieVerant-
wortlichen«die nötigen Sicher-
heits- und Schutzmassnahmen
getroffen haben». Sollten sich
dieseals ungenügenderweisen,
rechnet der Regierungsrat da-
mit, dass das PSI, die ETHoder
der Bund «entsprechende Kon-
sequenzen ziehenwerden».

400 Millionen Franken im
Jahr für PSI-Forschung

Das Paul-Scherrer-Institut (PSI)
ist das grösste Forschungsinsti-
tut für Natur- und Ingenieurwis-
senschaften der Schweiz. Das
PSI beschäftigt 2100 Personen
und hat ein Jahresbudget von
400Millionen Franken. Es ist Teil
der ETH und wird zum grössten
Teil vom Bund finanziert. Neben
der Forschungstätigkeit betreibt
das PSI die einzige Anlage der
Schweiz zur Behandlung von
spezifischen Krebserkrankun-
gen mit Protonen. (fh)
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